Vorlage für Rechtsnachfolgeklausel bei deutschen Titeln
Grau = anzupassen/zu löschen (Alternativen je nach Sachverhalt)
Titelgläubiger je nach Sachverhalt durch Singular/Plural/maskulin/feminin ersetzen/ergänzen
Die FUSSNOTEN sind vor der Einreichung zu löschen!
An [Gericht/Jugendamt/Notar]_________________

In Sachen 

[Name Titelgläubiger] ./. [Name Titelschuldner]

- Aktenzeichen des ursprünglichen Verfahrens -

Antrag auf titelumschreibende (Teil-)Vollstreckungsklausel

nach § 727 deutsche ZPO

beantragt [Name Behörde bzw. deren Rechtsträger (z.B. Gemeinde, Stadt, Bezirk, Kanton)] (Antragsteller) als Rechtsnachfolger von _____________ (Titelgläubiger):

Dem Antragsteller wird als Rechtsnachfolger des Titelgläubigers bezüglich eines Betrages von __[Gesamtbetrag]__ [EUR]2 

– im Einzelnen

· in der Zeit von … bis … in Höhe von monatlich […]
 EUR,

· in der Zeit von … bis … in Höhe von monatlich […]2 EUR, 

· ….
abzüglich bereits bezahlter … EUR – 

eine Teil-Vollstreckungsklausel zum Zwecke der Zwangsvollstreckung gegen den Antragsgegner erteilt.

Begründung

Der Titelgläubiger erwirkte gegen den Antragsgegner den Titel vom _[Datum Titel]_______. 
Der Antragsteller ist Rechtsnachfolger des Titelgläubigers im Sinne von § 727 deutsche ZPO i.V.m. § 120 Abs. 1 FamFG bezüglich eines Teils der titulierten Unterhaltsforderung, und zwar in Höhe von __[Gesamtbetrag]__ EUR. 

Der Betrag ergibt sich im Einzelnen aus der beiliegenden Rückstandsberechnung, dargestellt pro Person/Monat/Jahr.

Der Rechtsübergang stützt sich auf Art. 131a Abs. 2 / Art. 176a / Art. 286a Abs. 3 / Art. 289 Abs. 2 des schweizerischen Zivilgesetzbuches ZGB (siehe beiliegenden Auszug aus dem schweizerischen ZGB).

Der titulierte Anspruch des Titelgläubigers ist in der vorgenannten Höhe auf den Antragsteller übergegangen, weil er in diesem Umfang [Unterhaltsleistungen/Sozialhilfe] für den Titelgläubiger, für den der Unterhalt tituliert ist, erbracht hat.

Die Voraussetzungen des Rechtsübergangs (Aufkommen der Behörde/des Gemeinwesens für den Unterhalt) werden durch folgende Dokumente nachgewiesen: 

· Bevorschussungs-/Sozialhilfeentscheid der Behörde

· Auszahlungsbestätigung der Behörde mit Rückstandsberechnung, von der Behörde amtlich bestätigt

· [gegebenenfalls: Bestätigung, dass weiter laufend bevorschusst/Sozialhilfe ausbezahlt wird].
[Falls Original der vollstreckbaren Titel-Ausfertigung vorhanden (sonst: siehe Fussnote 
)] 
Die dem Titelgläubiger bereits erteilte vollstreckbare Ausfertigung ist beigefügt. Es wird beantragt, die Vollstreckungsklausel für den Rechtsnachfolger auf der überreichten vollstreckbaren Ausfertigung anzubringen.

[Datum, Unterschrift]
Beilagen: 

Rechtsgrundlagen Unterhaltsrecht Schweiz

Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907, Stand per 1. Januar 2017, 

abrufbar im Internet unter www.admin.ch --> Bundesrecht --> Systematische Rechtssammlung --> ZGB (SR 210)

Art. 131a Abs. 2 ZGB (nachehelicher Unterhalt):

Soweit das Gemeinwesen für den Unterhalt der berechtigten Person aufkommt, geht der Unterhaltsanspruch mit allen Rechten auf das Gemeinwesen über.

Art. 176a ZGB (Eheschutzmassnahmen):

Die Bestimmungen über die Inkassohilfe und die Vorschüsse bei Scheidung und bei den Wirkungen des Kindesverhältnisses finden Anwendung.

Art. 286a Abs. 3 ZGB (Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber dem Kind; Mankofälle
):

Dieser Anspruch geht mit allen Rechten auf den anderen Elternteil oder auf das Gemeinwesen über, soweit dieser Elternteil oder das Gemeinwesen für den fehlenden Anteil des gebührenden Unterhalts aufgekommen ist.

Art. 289 Abs. 2 ZGB (Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber dem Kind):

Kommt jedoch das Gemeinwesen für den Unterhalt auf, so geht der Unterhaltsanspruch mit allen Rechten auf das Gemeinwesen über.

� Die Titelumschreibung wird bei dem gemäß § 724 Abs. 2 deutsche ZPO zuständigen Gericht - also dem Gericht der ersten Instanz - beantragt oder beim Notar, der die notarielle Urkunde aufgenommen hat. Bei einer Jugendamtsurkunde ist der Antrag an das Jugendamt zu richten, bei dem die Urkunde aufgenommen wurde. Die Adressen von Gerichten sind im Orts- und Gerichtsverzeichnis abrufbar: � HYPERLINK "http://www.justizadressen.nrw.de/og.php" �http://www.justizadressen.nrw.de/og.php�


� Hinsichtlich der Umrechnung kommen verschiedene Möglichkeiten in Betracht (Umrechnung des Gesamtbetrages oder monatliche Umrechnung zum historischen Wechselkurs). �Welche Lösung die beste ist, wird sich in der Praxis zeigen müssen. �Einstweilen wird vorgeschlagen, dass aufgrund der Kursschwankungen die Umrechnung jeweils zum Zeitpunkt des Übergangs (z.B. monatlich) vorgenommen wird.


� [Variante, sofern Original der vollstreckbaren Ausfertigung nicht vorhanden] Eine Kopie der dem Titelgläubiger bereits erteilten vollstreckbaren Ausfertigung ist beigefügt. Das Original konnte nicht erhältlich gemacht werden, da ___________ [Begründung, z.B: "der Gläubiger unbekannt verzogen ist"]. Es wird deshalb beantragt, eine weitere vollstreckbare Ausfertigung für den Rechtsnachfolger zu erteilen.


� Wurde in einem genehmigten Unterhaltsvertrag oder in einem Entscheid festgestellt, dass kein Unterhaltsbeitrag festgelegt werden konnte, der den gebührenden Unterhalt des Kindes deckt, und haben sich seither die Verhältnisse des unterhaltspflichtigen Elternteils ausserordentlich verbessert, so hat das Kind Anspruch darauf, dass dieser Elternteil diejenigen Beträge zahlt, die während der letzten fünf Jahre, in denen der Unterhaltsbeitrag geschuldet war, zur Deckung des gebührenden Unterhalts fehlten.
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